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Die in den Vorbemerkungen enthaltenen Erlauterungen zur fachstatistischen Erhebung
incl. Definitionen sind in den bundeseinheitlichen Qualitatsberichten hinterlegt.
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https://www.destatis.de/DE/Methoden/Qualitaet/Qualitaetsberichte/Soziales/pflegeerlaubnis.html
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Vorbemerkungen

Das Gesamtkonzept der Kinder- und Jugendhilfestatistik,
erhoben nach den §§ 98 bis 103 SGB VIII - Kinder- und
Jugendhilfe, umfasst vier getrennte Erhebungsteile:

Teil | Erzieherische Hilfen
Teil Il Malinahmen der Jugendarbeit
Teil Il Einrichtungen und tatige Personen

Teil IV Ausgaben und Einnahmen.
In dieser Publikation werden die Leistungen der Jugendamter
in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormund-
schaften und Beistandschaften als Bestand am Jahresende
und fiir das Berichtsjahr die Anzahl der Mallnahmen des
Familiengerichts und der Sorgeerklarungen aus Teil | darge-
stellt.

Rechtsgrundlagen fiir die Statistik der Kinder- und Ju-
gendhilfe - Teil 1.6: Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vor-
mundschaften, Beistandschaften, Sorgeerklarungen, MafR-
nahmen des Familiengerichts sind die Paragrafen 98 bis 103
des Sozialgesetzbuches (SGB) - Achtes Buch (VIII) - Kinder-
und Jugendhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes v. 26. Juni 1990,
BGBI. | S. 1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom
11. September 2012 (BGBI. | S. 2022), das zuletzt durch
Artikel 12 des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBI. | S. 959)
geandert worden ist, in Verbindung mit dem Gesetz Uber die
Statistik fiir Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Oktober 2016
(BGBI. I S. 2394), das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBI. | S. 1751) geandert worden ist. Erhoben
werden die Angaben zu § 99 Abs. 4, 5, 6a und 6b SGB VIII.

Methodische Hinweise

Die Ergebnisse entsprechen dem jeweils aktuellen Ge-
bietsstand.

2017 und 2018: Kinder und Jugendliche mit der Signierung
des Geschlechts "ohne Angabe (nach § 22 Absatz 3 Perso-
nenstandsgesetz - PStG)" werden dem mannlichen Ge-
schlecht zugeordnet.

2019: Kinder und Jugendliche mit der Signierung des
Geschlechts "anderes" werden dem mannlichen Geschlecht
zugeordnet.

2020 wund 2021: Kinder und Jugendliche mit den
Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22
Absatz 3 PStG) werden dem mannlichen Geschlecht
zugeordnet.

Erlauterungen

Die Kinder und Jugendlichen (bis unter 18 Jahre), fiir die eine
Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIl besteht, befinden sich
dauernd oder flr einen Teil der Woche, jedoch regelmaRig,
aufderhalb des Elternhauses in Familienpflege. Vollpflege ist
ununterbrochene Pflege bei Tag und Nacht. Wochenpflege ist
regelmafige, nicht nur gelegentliche Pflege lber Tag und
Nacht wahrend eines Teils der Woche.
Tagespflegepersonen, fiir die eine Pflegeerlaubnis nach §
43 SGB VIl besteht, bedirfen einer Erlaubnis des
Jugendamtes, um Kinder ,auerhalb des Haushaltes des
Erziehungsberechtigten wahrend eines Teils des Tages und
mehr als 15 Stunden wdchentlich gegen Entgelt Ianger als
drei Monate* zu betreuen.

Die Amtsvormundschaft ist eine vom Jugendamt aus-
geflhrte Vormundschaft, bei der die elterliche Sorge
(Vormundschaft tber Minderjahrige) von einem Dritten, dem
Vormund, ausgelbt wird. Voraussetzung ist, dass das Kind
oder der Jugendliche nicht unter elterlicher Sorge steht. Die
Amtsvormundschaft erstreckt sich grundsatzlich auf die
gesamte elterliche Sorge (Personen- und Vermdgenssorge).
Eine bestellte Amtsvormundschaft tritt insbesondere bei
Entzug der elterlichen Sorge ein, die gesetzliche
Amtsvormundschaft bei der Geburt eines Kindes durch eine
unverheiratete minderjahrige Mutter oder bei Freigabe eines
Kindes zur Adoption.
Die Amtspflegschaft ist eine vom Jugendamt ausgelbte
Pflegschaft, sie dient der Firsorge in personlichen und
wirtschaftlichen Belangen einer Person; sie umfasst nur die
Wahrnehmung bestimmter Angelegenheiten der elterlichen
Sorge. Amtspflegschaften sind auf Kinder gerichtet, fir die vor
allem bei Gefahrdung des Kindeswohls sowie bei Scheidung
oder getrennt lebenden Eltern die Personen- und/oder
Vermdgenssorge ganz oder teilweise auf das Jugendamt
Ubertragen wurde. Bestellte Amtspflegschaften bedulrfen der
ausdriicklichen Anordnung durch das Vormundschaftsgericht.
Gesetzliche Amtspflegschaften sind nach der Reform des
Beistandschaftsgesetzes zum 1. Juli 1998 entfallen und
wurden in Beistandschaften umgewandelt.
In Fallen, in denen am Jahresende sowohl eine gesetzliche
Amtsvormundschaft als auch eine bestellte Amtspflegschaft
bzw. -vormundschaft besteht, werden in der Statistik
ausschlielllich die bestellten Amtspflegschaften/-vormund-
schaften erhoben.
Die Beistandschaft gemaflt §§ 1712 bis 1717 BGB ist eine
Unterstlitzung eines allein erziehenden, sorgeberechtigten
Elternteils auf dessen Antrag durch das Jugendamt. Der
Beistand unterstitzt den Sorgeberechtigten bei der Ausiibung
der elterlichen Sorge, z. B. bei Vaterschaftsfeststellungen und
der Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen.
Die Anrufung des Familiengerichts wegen einer Gefahr-
dung des Kindeswohls kann insbesondere darauf zurlick-
zufiihren sein, dass die Personensorgeberechtigten nicht
bereit oder in der Lage waren die Gefahr fir das Kind
abzuwenden bzw. bei der Gefahrdungseinschatzung
mitzuwirken (§ 8a Absatz 2 Satz 1 SGB VIII) oder einer
Inobhutnahme widersprachen (§ 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer
2 SGB VIII).
Unabhangig vom Verwaltungsverfahren sind jeweils alle im
Berichtsjahr erfolgten familiengerichtlichen MaBnahmen fir
jeden Minderjahrigen nach § 1666 Absatz 3 BGB zu melden,
die in Folge einer Gefahrdung des Kindeswohls eingeleitet
wurden. Die Anrufung des Familiengerichts kann darauf
zurlickzuflihren sein, dass die Personensorgeberechtigten
nicht bereit oder in der Lage waren, die Gefahr fiir das Kind
abzuwenden oder bei der Gefahrdungseinschatzung
mitzuwirken (§ 8a Absatz 2 Satz 1 SGB VIII) oder einer
Inobhutnahme widersprachen (§ 42 Absatz 3 Satz 2 Nummer
2 SGB VIII) oder die Anrufung auf andere Weise eingeleitet
wurde.
MaBRnahmen des Familiengerichts umfassen:
1. die Anordnung der Inanspruchnahme von Hilfen nach dem
Achten Buch Sozialgesetzbuch (§ 1666 Abs. 3 Nr. 1
BGB).
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Dazu zahlen zum Beispiel Beratungen nach §§ 16 bis 18
SGB VI, Leistungen nach §§ 19 bis 21 SGB VIII oder
Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII.

2. das Aussprechen von Geboten und Verboten gegeniber
den Personensorgeberechtigten oder Dritten gemalt §
1666 Absatz 3 Nummer 2 bis 4 BGB.

Dazu zahlen

. das Gebot, fiir die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen,

. Verbote, Orte, an denen sich das Kind regelmaRig
aufhalt, aufzusuchen (z. B. die Familienwohnung oder
bestimmte andere Orte) oder sich in einem bestimmten
Umkreis der Wohnung aufzuhalten,

. Verbote, Kontakt mit dem Kind aufzunehmen oder
Zusammentreffen herbeizufiihren.

3. die Ersetzung von Erklarungen des/der Personensorge-

berechtigten (§ 1666 Abs. 3 Nr. 5 BGB).
Dazu zahlt z. B. die Einwilligung in die Inanspruchnahme
von Hilfen zur Erziehung nach §§ 27 ff. SGB VIII oder die
Zustimmung zur Inobhutnahme eines Kindes (§ 42 SGB
VII).

4. die vollstandige oder teilweise Entziehung der elterlichen
Sorge und Ubertragung der elterlichen Sorge auf das
Jugendamt oder einen Dritten als Vormund oder Pfleger (§
1666 Absatz 3 Nummer 6 BGB).

Weiterhin beurkunden die Jugendamter Begriindungen der

gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern,

differenziert danach, ob die gemeinsame Sorge durch von
beiden Elternteilen abgegebene Sorgeerkldarungen (§ 1626a

Abs. 1 Nr. 1 BGB) begriindet wurde oder ob den Eltern die

elterliche Sorge auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung

ganz oder zum Teil gemeinsam (bertragen wurde (§ 1626a

Absatz 1 Nummer 3 BGB). Aufgrund eines redaktionellen

Fehlers im Zuge des Gesetzgebungsverfahrens zum

Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) zahlte die Erhebung zu

den Sorgeerklarungen in der 2012 geltenden Fassung nicht

zu den jahrlich durchzufiihrenden Statistiken. Die Erhebung
zur Begriindung der gemeinsamen Sorge nicht miteinander
verheirateter Eltern wurde neu angeordnet durch Artikel 5 des

Gesetzes zur Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander

verheirateter Eltern vom 16. April 2013 (BGBI. | S. 795).

Dieses I0st ab 19. Mai 2013 die bisherige Regelung der

gerichtlichen Ersetzung der Sorgeerklarung gemaf Artikel 2

des Gesetzes zur Umsetzung familienrechtlicher Ent-

scheidungen des Bundesverfassungsgerichts vom

13. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2547) ab. Die Erhebung ist

geregelt in § 98 Absatz 2 und § 99 Absatz 6a SGB VIII.
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1. Kinder und Jugendliche unter Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft sowie mit Beistandschaften nach Geschlecht
Am Jahresende 1991 bis 2021

Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft

esetzliche bestellte Amtspflegschaft bestellte .
e Ar?ﬁtsvormund- : gUnterhalts- Amtsvormund- Beistandschaften”
schaft insgesamt pflegschaften schaft
Insgesamt
1991 356 138 55 510 775
1992 428 469 203 688 2185
1993 508 1351 666 1078 2604
1994 543 1071 62 1196 4 594
1995 509 1357 99 1258 6119
1996 670 1298 16 1426 6 983
1997 550 1521 35 1539 8 384
1998 499 1412 32 1770 10 333
1999 503 1201 10 1574 12 356
2000 483 1125 19 1630 13 863
2001 553 1297 - 1484 15130
2002 607 1187 76 1556 15516
2003 577 1150 8 1533 15837
2004 586 1176 15 1508 16 453
2005 601 1147 8 1520 16 469
2006 623 1253 16 1467 16 264
2007 538 1284 40 1408 15921
2008 503 1167 76 1183 15412
2009 415 1149 7 1363 15125
2010 400 1096 7 1370 15023
2011 458 1202 7 1482 15 047
2012 369 1256 67 1513 15 631
2013 386 1369 6 1634 15848
2014 362 1272 1 1695 15 668
2015 334 1207 14 2590 16 107
2016 327 1170 12 4097 16 119
2017 315 1242 70 3501 15935
2018 311 1288 26 2853 15759
2019 301 1364 52 2 486 14 830
2020 284 1396 38 2 362 13 359
2021 278 1385 54 2421 13 024
ménnlich?

1991 181 76 28 267 399
1992 240 244 101 363 1072
1993 275 680 349 567 1310
1994 282 555 32 660 2 286
1995 276 698 52 685 3142
1996 382 650 12 783 3568
1997 331 761 18 844 4242
1998 277 706 14 965 5270
1999 243 589 5 869 6 207
2000 244 556 5 915 7115
2001 283 651 - 788 7 644
2002 306 575 35 841 7771
2003 298 581 1 852 8 029
2004 291 559 8 813 8 343
2005 310 554 4 783 8490
2006 312 604 6 764 8 243
2007 290 637 21 760 7979
2008 256 583 39 630 7736
2009 219 584 4 722 7 653
2010 205 573 3 738 7 646
2011 236 616 3 801 7710
2012 179 679 35 815 7 844
2013 199 733 3 885 7624

2014 189 686 - 892 7 626
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Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft

esetzliche bestellte Amtspflegschaft bestellte .
Jahr Ar?wtsvormund- . P gUnterhalts- Amtsvormund- Beistandschaften”
schaft insgesamt pflegschaften schaft
2015 166 676 11 1728 8 283
2016 167 639 7 3150 8 383
2017 170 656 39 2 506 8472
2018 163 668 15 1911 8 264
2019 164 671 23 1485 8470
2020 151 689 20 1365 7 345
2021 146 689 32 1343 7 102
weiblich

1991 175 62 27 243 376
1992 188 225 102 325 1113
1993 233 671 317 511 1294
1994 261 516 30 536 2 308
1995 233 659 47 573 2977
1996 288 648 4 643 3415
1997 219 760 17 695 4142
1998 222 706 18 805 5063
1999 260 612 5 705 6 149
2000 239 569 14 715 6 748
2001 270 646 - 696 7 486
2002 301 612 41 715 7 745
2003 279 569 7 681 7 808
2004 295 617 7 695 8110
2005 291 593 4 737 7979
2006 311 649 10 703 8 021
2007 248 647 19 648 7 942
2008 247 584 37 553 7676
2009 196 565 3 641 7472
2010 195 523 4 632 7377
2011 222 586 4 681 7 337
2012 190 577 32 698 7787
2013 187 636 3 749 8224
2014 173 586 1 803 8 042
2015 168 531 3 862 7 824
2016 160 531 5 947 7736
2017 145 586 31 995 7 463
2018 148 620 11 942 7 495
2019 137 693 29 1001 6 360
2020 133 707 18 997 6014
2021 132 696 22 1078 5922

1) Seit dem 1. Juli 1998 sind die gesetzlichen Amtspflegschaften entfallen und in Beistandschaften umgewandelt worden -
Beistandschaftsgesetz vom 4. Dezember 1997 (BGBI. |, S. 2846).

2) 2017 und 2018: Kinder und Jugendliche mit der Signierung des Geschlechts "ohne Angabe (nach § 22 Absatz 3 Per-
sonenstandsgesetz - PStG)" werden dem mannlichen Geschlecht zugeordnet. 2019: Kinder und Jugendliche mit der
Signierung des Geschlechts "anderes" werden dem mannlichen Geschlecht zugeordnet. 2020 und 2021: Kinder und
Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem mann-
lichen Geschlecht zugeordnet.
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2. Kinder und Jugendliche, fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIl besteht, sowie Tagespflegepersonen, fiir die eine
Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIl besteht, nach Geschlecht
Am Jahresende 1991 bis 2021

Kinder und Jugendliche, Tagespflegepersonen,
Jahr fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII besteht" fiir die eine Pflege-
: darunter erlaubnis nach
insgesamt in Vollpflege in Wochenpflege § 43 SGB VIl besteht”
Insgesamt
1991 376 368 5
1992 394 374 3
1993 297 27 10
1994 345 316 9
1995 345 320 3
1996 15 10 3
1997 17 16 -
1998 29 27 -
1999 44 20 -
2000 24 20 -
2001 114 14 -
2002 128 9 -
2003 432 19
2004 41 24 2 .
2005 89 89 - 694
2006 44 44 - 899
2007 31 31 - 1235
2008 22 22 - 1434
2009 39 39 - 1674
2010 4 40 1 1645
2011 60 60 - 1668
2012 45 45 - 1724
2013 51 51 - 1903
2014 62 62 - 1798
2015 74 74 - 1879
2016 105 105 - 1895
2017 116 116 - 1472
2018 110 110 - 1896
2019 444 444 - 1869
2020 101 101 - 1787
2021 75 75 - 1650
minnlich®
1991 210 205 3
1992 198 186 2
1993 155 141 6
1994 172 157 5
1995 181 165 1
1996 6 5 -
1997 7 7 -
1998 19 18 -
1999 19 8 -
2000 9 6 -
2001 50 4 -
2002 65 3 -
2003 181 6 -
2004 365 8 -
2005 39 39 -
2006 23 23 -
2007 16 16 -
2008 11 11 -
2009 20 20 -
2010 16 16 -
2011 32 32 -
2012 24 24 -
2013 28 28 -

2014 30 30 -
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Kinder und Jugendliche, Tagespflegepersonen,
Jahr fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII besteht” fiir die eine Pflege-
. darunter erlaubnis nach
insgesamt in Vollpflege in Wochenpflege § 43 SGB VIl besteht?
2015 38 38 -
2016 51 51 -
2017 66 66 -
2018 58 58 -
2019 211 211 -
2020 53 53 -
2021 32 32 -
weiblich

1991 166 163 2
1992 196 188 1
1993 142 130 4
1994 173 159 4
1995 164 155 2
1996 9 5 3
1997 10 9 -
1998 10 9 -
1999 25 12 .
2000 15 14 .
2001 64 10 -
2002 63 6 -
2003 251 13

2004 376 16 2
2005 50 50 -
2006 21 21 -
2007 15 15 -
2008 11 11 .
2009 19 19 -
2010 25 24 1
2011 28 28 -
2012 21 21 -
2013 23 23 -
2014 32 32 -
2015 36 36 -
2016 54 54 -
2017 50 50 -
2018 52 52 -
2019 233 233 -
2020 48 48 .
2021 43 43 .

1) Ab 2005 werden Kinder und Jugendliche in Tagespflege nicht mehr erhoben.

2) Erhebung ab 2005

3) 2017 und 2018: Kinder und Jugendliche mit der Signierung des Geschlechts "ohne Angabe (nach § 22 Absatz 3 Per-
sonenstandsgesetz - PStG)" werden dem mannlichen Geschlecht zugeordnet. 2019: Kinder und Jugendliche mit der
Signierung des Geschlechts "anderes" werden dem méannlichen Geschlecht zugeordnet. 2020 und 2021: Kinder und
Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem mann-
lichen Geschlecht zugeordnet.
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3. Anrufungen des Familiengerichts” und Entscheidungen iiber die Einleitung von MaBnahmen fiir Kinder und

Jugendliche auf Grund einer Gefahrdung des Kindeswohls nach Geschlecht
2012 bis 2021

Anrufungen und Entscheidungen

2)
des Familiengerichts 2012 2013 2014 2015 2016

2017

2018

2019

2020

2021

Anrufungen des Familiengerichts
Entscheidungen des Familiengerichts 1273 1688 2040 2105 1841
davon

dem/den Personensorgeberechtigten
Auferlegung der Inanspruchnahme von
Leistungen der Kinderund Jugendhilfe
gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 1 BGB 439 472 670 535 462

gegenuber dem/den Personensorgeberech-
tigten oder Dritten Aussprache von anderen
Geboten oder Verboten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 2 bis 4 BGB 142 216 294 245 194
Ersetzung von Erklarungen des/der Personen-
sorgeberechtigten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 5 BGB 64 101 75 101 90
Ubertragung der elterlichen Sorge auf das
Jugendamt oder einen Dritten als Vormund
oder Pfleger gem. § 1666 Absatz 3 Nummer
6 BGB
vollstéandig 376 471 604 726 711
teilweise 252 428 397 498 384

Anrufungen des Familiengerichts
Entscheidungen des Familiengerichts 678 900 1066 1193 1032
davon

dem/den Personensorgeberechtigten
Auferlegung der Inanspruchnahme von
Leistungen der Kinderund Jugendhilfe
gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 1 BGB 229 274 347 265 241

gegenliber dem/den Personensorgeberech-
tigten oder Dritten Aussprache von anderen
Geboten oder Verboten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 2 bis 4 BGB 63 106 156 140 101
Ersetzung von Erklarungen des/der Personen-
sorgeberechtigten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 5 BGB 34 56 48 51 52
Ubertragung der elterlichen Sorge auf das
Jugendamt oder einen Dritten als Vormund
oder Pfleger gem. § 1666 Absatz 3 Nummer
6 BGB
vollsténdig 197 250 313 462 444
teilweise 155 214 202 275 194

weiblich
Anrufungen des Familiengerichts
Entscheidungen des Familiengerichts 595 788 974 912 809
davon
dem/den Personensorgeberechtigten
Auferlegung der Inanspruchnahme von
Leistungen der Kinderund Jugendhilfe
gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 1 BGB 210 198 323 270 221
gegenliber dem/den Personensorgeberech-
tigten oder Dritten Aussprache von anderen
Geboten oder Verboten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 2 bis 4 BGB 79 110 138 105 93
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Anrufungen und Entscheidungen

2
des Familiengerichts 2012? | 2013 | 2014 = 2015 | 2016 2017 | 2018 @ 2019 = 2020 | 2021
Ersetzung von Erklarungen des/der Personen-
sorgeberechtigten gem. § 1666 Absatz 3
Nummer 5 BGB 30 45 27 50 38 79 22 50 44 48
Jugendamt oder einen Dritten als Vormund
oder Pfleger gem. § 1666 Absatz 3 Nummer
6 BGB
vollsténdig 179 221 291 264 267 245 264 320 298 276
teilweise 97 214 195 223 190 205 211 221 206 231

1) Anrufungen des Familiengerichts ab 2021
2) Ohne Landkreis Gorlitz

3) 2017 und 2018: Kinder und Jugendliche mit der Signierung des Geschlechts "ohne Angabe (nach § 22 Absatz 3 Per-
sonenstandsgesetz - PStG)" werden dem mannlichen Geschlecht zugeordnet. 2019: Kinder und Jugendliche mit der
Signierung des Geschlechts "anderes" werden dem mannlichen Geschlecht zugeordnet. 2020 und 2021: Kinder und

Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem mann-
lichen Geschlecht zugeordnet.
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4. Kinder und Jugendliche unter Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft sowie mit Beistandschaften nach
Staatsangehorigkeit sowie Geschlecht

Am Jahresende 2021

Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft

Staatsangehorigkeit gesetzliche bestellte Amtspflegschaft bestellte .
----- Beistandschaften
Geschlecht Amtsvormund- . t Unterhalts- Amtsvormund-
schaft Insgesam pflegschaften schaft
Anzahl
Insgesamt 278 1385 54 2421 13 024
méannlich" 146 689 32 1343 7102
weiblich 132 696 22 1078 5922
Deutsche 263 1314 : 2 042 12971
mannlich" 138 647 1031 7074
weiblich 125 667 1011 5897
Nichtdeutsche 15 7 379 53
mannlich" 8 42 312 28
weiblich 7 29 67 25
Prozent
Insgesamt 100 100 100 100 100
mannlich" 52,5 49,7 59,3 55,5 54,5
weiblich 47,5 50,3 40,7 44,5 45,5
Deutsche 94,6 94,9 : 84,3 99,6
mannlich" 49,6 46,7 42,6 54,3
weiblich 45,0 48,2 41,8 45,3
Nichtdeutsche 54 5,1 15,7 0,4
mannlich" 2,9 3,0 12,9 0,2
weiblich 2,5 2,1 2,8 0,2

1) Kinder und Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem
mannlichen Geschlecht zugeordnet.
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5. Kinder und Jugendliche, fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIl besteht, sowie Tagespflegepersonen, fiir die eine
Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIl besteht, nach Geschlecht
Am Jahresende 2021

Kinder und Jugendliche, Tagespflegepersonen, fir
fur die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIl besteht die eine Pflegeerlaubnis
Geschlecht nach
insgesamt in Vollpflege in Wochenpflege § 43 SGB VIl besteht
Anzahl
Insgesamt 75 75 - 1650
mannlich" 32 32 - :
weiblich 43 43 -
Prozent
Insgesamt 100 100 -
mannlich" 427 42,7 -
weiblich 57,3 57,3 -

1) Kinder und Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem
mannlichen Geschlecht zugeordnet.
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6. Anrufungen des Familiengerichts und Entscheidungen iiber die Einleitung von MaBnahmen fiir Kinder und Jugendliche

auf Grund einer Gefahrdung des Kindeswohls
2021

Mannlich” Weiblich
Anrufungen und Entscheidungen des Familiengerichts Insgesamt Anzahl Anteil in Anzahl Anteil in
Prozent Prozent
Anrufungen des Familiengerichts 1 046 529 50,6 517 49,4
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 442 232 52,5 210 47,5
6-14 433 222 51,3 211 48,7
14 -18 171 75 43,9 96 56,1
Entscheidungen des Familiengerichts 1666 832 49,9 834 50,1
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 647 320 49,5 327 50,5
6-14 724 378 52,2 346 47,8
14 -18 295 134 45,4 161 54,6
davon
dem/den Personensorgeberechtigten Auferlegung
der Inanspruchnahme von Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe gem. § 1666 Abs. 3 Nr. 1 BGB 383 187 48,8 196 51,2
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 160 81 50,6 79 49,4
6-14 177 92 52,0 85 48,0
14-18 46 14 30,4 32 69,6
gegenuber dem/den Personensorgeberechtigten oder
Dritten Aussprache von anderen Geboten oder Ver-
boten gem. § 1666 Absatz 3 Nummer 2 bis 4 BGB 164 81 49,4 83 50,6
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 64 33 51,6 31 48,4
6-14 82 38 46,3 44 53,7
14-18 18 10 55,6 8 44,4
Ersetzung von Erklarungen des/der Personensorge-
berechtigten gem. § 1666 Absatz 3 Nummer 5 BGB 93 45 48,4 48 51,6
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 28 15 53,6 13 46,4
6-14 53 23 43,4 30 56,6
14-18 12 7 58,3 5 41,7
vollstandige Ubertragung der elterlichen Sorge auf
das Jugendamt oder einen Dritten als Vormund oder
Pfleger gem. § 1666 Absatz 3 Nummer 6 BGB 549 273 49,7 276 50,3
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 222 108 48,6 114 51,4
6-14 202 108 53,5 94 46,5
14-18 125 57 45,6 68 54,4
teilweise Ubertragung der elterlichen Sorge auf das
Jugendamt oder einen Dritten als Vormund oder
Pfleger gem. § 1666 Absatz 3 Nummer 6 BGB 477 246 51,6 231 48,4
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 173 83 48,0 90 52,0
6-14 210 117 55,7 93 44,3
14-18 94 46 48,9 48 51,1
darunter nur des Personensorgerechts 389 200 51,4 189 48,6
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 135 63 46,7 72 53,3
6-14 174 96 55,2 78 44,8
14-18 80 41 51,3 39 48,8
darunter nur des Aufenthaltsbestimmungsrechts 76 39 51,3 37 48,7
Alter des Kindes/Jugendlichen von ... bis unter ... Jahre
unter 6 43 21 48,8 22 51,2
6-14 24 15 62,5 9 37,5
14-18 9 3 33,3 6 66,7

1) Kinder und Jugendliche mit den Geschlechtsangaben "divers" und "ohne Angabe" (nach § 22 Absatz 3 PStG) werden dem

mannlichen Geschlecht zugeordnet.
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7. Kinder und Jugendliche unter Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft sowie mit Beistandschaften bzw. fiir die eine
Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIl besteht und Tagespflegepersonen, fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIlI
besteht, nach Kreisfreien Stadten und Landkreisen

Am Jahresende 2021

Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft Kinder und Tagespflege-
Jugendiiche, ersonen, flr
Kreisfreie Stadt . fur die eine p . .
Landkreis i Beistand- Pflegeerlaubnis O/ &ine Pflege-
gesetzliche bestellte bestellte schaften g erlaubnis nach
Land Amtsvor- Amtspfleg- Amtsvor- nach § 44
§ 43 SGB VIl
mundschaft schaft mundschaft SGB Vil
besteht
besteht
Chemnitz, Stadt 23 70 207 299 - 73
Erzgebirgskreis 10 106 180 199 22 60
Mittelsachsen 31 91 152 758 - 44
Vogtlandkreis 8 96 111 592 - 17
Zwickau 36 151 232 644 17 62
Dresden, Stadt 24 221 236 2153 2 470
Bautzen 38 73 123 1007 5 84
Gorlitz 15 121 159 1808 3 33
Meien 15 65 121 1034 11 91
Séachsische Schweiz-
achsische schweiz 14 69 146 1389 4 137
Osterzgebirge
Leipzig, Stadt 33 196 480 673 513
Leipzig 15 37 140 1559 2 28
Nordsachsen 16 89 134 909 2 38
Sachsen 278 1385 2421 13 024 75 1650
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8. Kinder und Jugendliche, bei denen wegen einer Gefahrdung des Kindeswohls eine oder mehrere gerichtliche MaBRnahmen
eingeleitet wurden, nach Kreisfreien Stadten und Landkreisen

2021

Mafnahmen des Familiengerichts

dem/den Personen- dem/den Personen-

vollstandige

teilweise

sorgeberechtigten | sorgeberechtigten Ubertragung der Ubertragung der
e Anru- gegentiber oder Dritten Ersetzung von elterlichen Sorge elterlichen Sorge
Kreisfreie Stadt fungen Auferlegung gegenuber Aus- | Erklarungen des/der
. auf das Jugendamt | auf das Jugendamt
Landkreis des der Inanspruch- sprache von an- Personensorge- oder einen Dritten | oder einen Dritten
Land Familien-  nahme von Leis- deren Geboten berechtigten gem. als Vormund oder | als Vormund oder
gerichtes | tungen der Kin- oder Verboten § 1666 Absatz 3
Pfleger gem. § 1666 Pfleger gem. § 1666
der- und Jugend- gem. § 1666 Ab- Nummer 5 BGB Absatz 3 Nummer 6 Absatz 3 Nummer 6
hilfe gem. § 1666 satz 3 Nummer BGB BGB
Abs. 3 Nr. 1 BGB 2 bis 4 BGB
Chemnitz, Stadt 51 9 5 3 70 26
Erzgebirgskreis 64 12 13 1 45 28
Mittelsachsen 40 7 8 - 20 9
Vogtlandkreis 60 41 11 4 33 25
Zwickau 69 30 20 14 20 26
Dresden, Stadt 266 96 41 40 78 107
Bautzen 73 28 12 8 27 25
Gorlitz 97 40 20 3 43 44
MeiRen 77 30 22 1 29 23
Séachsische Schweiz- 50 15 4 4 21 19
Osterzgebirge
Leipzig, Stadt 148 53 6 80 57
Nordsachsen 23 2 2 4 32 32
Sachsen 1046 383 164 93 549 477
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9. Sorgeerklarungen nach Kreisfreien Stadten und Landkreisen

2021
Davon
Kreisfreie Stadt Begriindung der gemeinsamen . ) _
Landkreis Sorge nicht miteinander durch von beiden Elternteilen durch Entscheidung des
Land verheirateter Eltern” abgegebene Sorgeerklarungen (§ |Familiengerichts (§ 1626a Absatz 1
1626a Absatz 1 Nummer 1 BGB) Nummer 3 BGB)
Chemnitz, Stadt 1159 1158 1
Erzgebirgskreis 833 792 41
Mittelsachsen 974 968 6
Vogtlandkreis 778 768 10
Zwickau 835 827 8
Dresden, Stadt 2709 2 697 12
Bautzen 799 799
Gorlitz 821 816 5
MeilRen 782 782 -
Sachsische Schweiz-

Osterzgebirge 796 796 -
Leipzig, Stadt 3085 3083 2
Leipzig 1045 1037
Nordsachsen 471 446 25
Sachsen 15 087 14 969 118

1) Die Erhebung zur Begriindung der gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern wurde neu angeordnet durch Artikel
5 des Gesetzes zur Reform der elterlichen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern vom 16. April 2013 (BGBI. | S. 795). Dieses
I0st ab 19. Mai 2013 die bisherige Regelung der gerichtlichen Ersetzung der Sorgeerklarung gemaf Artikel 2 des Gesetzes zur
Umsetzung familienrechtlicher vom 13. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2547) ab.
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Abb. 1 Kinder und Jugendliche am Jahresende unter Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft
1991 bis 2021
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Abb. 2 Kinder und Jugendliche am Jahresende mit Beistandschaften
1991 bis 2021
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Anhang

Erhebungsbogen zur Statistik der Kinder- und Jugendhilfe Teil | 6: Pflegeerlaubnis, Pflegschaften,
Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgeerklarungen, MaBnahmen des Familiengerichts 2021

Hinweis: Offnen der Datei durch Doppelklick auf das Symbol. Falls Ihr Betriebssystem das Offnen der nachfolgend
eingebetteten PDF-Datei nicht unterstutzt, ist dieser Inhalt in der zur Langzeitarchivierung erstellten PDF-Datei des
gesamten Statistischen Berichts enthalten. Diese ist in der gemeinsamen Publikationsdatenbank (Statistische Bibliothek)
des Bundes und der Lander abgelegt.

Erhebungsbogen
zur Statistik der
Kinder- und
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Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Teil | 6:

Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormund-
schaften, Beistandschaften, Sorgeerklarungen,
MalRnahmen des Familiengerichts 2021

Kennnummer Einrichtung

Hinweise zum Ausfiillen

Der Fragebogen ist als Sammelbeleg angelegt, d. h. er wird

in der Regel von mehreren Personen ausgefiillt, die fir den
jeweiligen Bereich zustandig sind. Die daftir benétigten Infor-
mationen kénnen aus den Verwaltungsunterlagen bernom-
men werden. Die Eintragungen sind zum Ende des Berichts-
jahres vorzunehmen. Bitte beachten Sie, dass bei den Buch-

A

PFL

Kinder und Jugendliche, fiir die eine
Pflegeerlaubnis nach §44 SGB VIl
besteht El

Anzahl der Pflegekinder am
Jahresende ...

.. inVollpflege ...

.. in Wochenpflege ...\

Tagespflegepersonen, f
Pflegeerlaubnismnach §43
besteht H

Anzahl

Vormundschaften EH

Anzahl der Kinder und Jugend-
lichen am Jahresende ... mannlich

.. in gesetzlicher
Amtsvormundschaft ... 58-62 L1 1 1 .

darunter: auslandische Kinder
und Jugendliche ..... 78-82 L 1 1 1 1
.. in bestellter Amtspflegschaft 98-102 .+ |+ | | |

und zwar: auslandische

Kinder und
Jugendliche ............ M8-122 L1+ 1+ 1 1
in Unterhaltspflegschaft ......... 138142 L
.. in bestellter Amtsvor-
mundschaft ... 158-162 1 1 1 1
darunter: auslandische Kinder
und Jugendliche ... 178182 L+ 1 1 1

1 STATISTISCHE AMTER
== % DES BUNDES UND DER LANDER

Ricksendung
bitte bis

1. Februar 2022

Ansprechperson fiir Riickfragen
(freiwillige Angabe)

Name:

Telefon oder E-Mail:

Bitte beachten Sie bei der Beantwor-
<\ tung der Fragen die Erlauterungen zu

[l bis [ in der separaten Unterlage.
D \
L Il Il Il Il Il Il Il Il Il Il

BA Land Kreis &\ Lfd. Nummero

ohne Angabe

weiblich (nach Geburtenregister) divers
18-22 1 23-27 1 28-321 1 1 1
38-42 | 43-47 | 48-52 1+ 1 1

ohne Angabe

weiblich (nach Geburtenregister) divers
63-67 | 68-72 1 7377 1 1 1
83-87 1 88-92 | 93-97 L1+ 1 1
103-107 1 1 108-112 | P M3-M7
123127 1 128-132 1133137 1 1 1
143-147 | 1 148-152 1 1 153-157
163-167 1 1 168172 | 73177 1 1
183-187 1 1 188-192 | 1193197 1+ 1+ 1 1

Seite 1
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Seite 2

24

Bemerkungen

Zur Vermeidung von Rickfragen unsererseits kénnen Sie
hier auf besondere Ereignisse und Umstéande hinweisen,
die Einfluss auf Ihre Angaben haben.

1-12 I I I I I =y I I I 9
BA Land Kreis { Lfd. Numme

Bestehende Beistandschaften
fiir Kinder und Jugendliche am

Jahresende £ mannlich ohne Angabe

(nach Geburtenregister) divers

Anzahl der Beistandschaften

insgesamt ........................................ 198-202 .+ 1 1 203 208-212 L1 o4 g 213-217 00 1 1 1

darunter:
fir auslandische Kinder
und Jugendliche ....................... 218-222

223-227 | 1 228-232 | 1233237 L1+ 1 1 1

Anrufungen und Entscheidungen des Familien-
gerichts wegen Gefdahrdungen des Ki

Anrufungen des Familiengerichts w ahrdungen
des Kindeswohls H

Anzahl der im Berichtsjahr neu hinzugekom en Kinder und Jugendlichen,
bei denen das Jugendamt we§er einer G ng des Kindeswohls insbe-
sondere nach § 8a Absatz 2 Satx Noder §42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 das
Familiengericht anruft, wei Tatigwerden fur erforderlich halt.

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers
.. unter 6 Jahre ..\ 238-242 1 | 243-247 . 1 248-252 | 1253-257 L+ 1 1
258-262 263-267 | 1268272 | 1 273-277
............... 278-282 283-287 | 1 288-292 | 1 293-297

Entscheidungen des Familiengerichts tber die Einleitung von MaRRnahmen
wegen Gefahrdungen des Kindeswohls @

Anzahl der im Berichtsjahr neu hinzugekommenen Kinder und Jugend-
lichen, bei denen wegen einer Gefahrdung des Kindeswohls insbesondere
nach § 8a Absatz 2 Satz 1 oder §42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 eine oder
mehrere der folgenden gerichtlichen MaRnahmen eingeleitet wurden.

Den Personensorgeberechtigten wurde auferlegt,
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIIl) in
Anspruch zu nehmen (§ 1666 Absatz 3 Nummer 1 BGB).

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers

. unter6Jahre ... 208-302 11 111 303-307 ) 308-312 | 1313-317 L1 1 1 4

... 6 bisunter 14 Jahre ... 318-322 L 1 1 1 1 1323-327. 1 328-332 | 1333-337 L1 1

... 14 bis unter 18 Jahre ............... 338-342 1 1 11| 343-347 ) 348-352 | 1353-357 L1111
PFL



noch: 25 -2 Z L L

E Anrufungen und Entscheidungen des Familien- BA Land  Kreis Gemeinde ‘Lfd.‘Nummer
gerichts wegen Gefahrdungen des Kindeswohls

2.2 Gegenulber den Personensorgeberechtigten oder
Dritten wurden andere Gebote oder Verbote aus-
gesprochen (§1666 Absatz 3 Nummer 2 bis 4 BGB).

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers

.unter6Jahre ... 358-3621_ 1 1 1 113633671 | 368-372 1 1373377 1

... 6 bisunter 14 Jahre ... 378-3821__1 1 1 | | 383-387. | 388-392 1 1893397 L1114

... 14 bis unter 18 Jahre .............. 398-402 L 1 1 1 1 | 403-407 | | 408-412 1 JMB-MT 0
23 Erklarungen der Personensorgeberechtigten wurden

ersetzt (§1666 Absatz 3 Nummer 5 BGB).

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers

. unter6Jahre ... 4M18-422 1 || 423-427 | 428—432<\ L 1433-437 L1 1

... 6 bisunter 14 Jahre ... 438-442 1 11| 443-447 | N . 1 453-457 L1 1 4

... 14 bis unter 18 Jahre .............. 458-462 L 1 1| | 463-467 1 VAT3-ATT L 0
24 Ubertragung der elterlichen Sorge auf das Jugendamt oder einen

Dritten als Vormund oder Pfleger (§ 1666 Absatz 3 Nummer 6 BGB).

2.41 Vollstindige Ubertragung der elterlichen Sorge

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen cth (nach Geburtenregister) divers
. unter6Jahre ... | 488-492 | 1493-497 L4 o 1
... 6 bisunter 14 Jahre ... | 508-512 | JB13-517 L1 0 1
... 14 bis unter 18 Jahre ............... | 528-532 1 1533-537 L+ 111
24.2 Teilweise Ubertragung der eltgrlichen Sorge

® Bitte beachten Sie, dass es

E2.4.2bisE 2.4.21

Sorge handelt und da

herigen Position. Dahe

von Kindern
Altersgruppe des

ohne Angabe

Jugendlic " mannlich weiblich (nach Geburtergegister) divers
.ounter 6 Jahen,. S 538-542 1 1 1 1 543-547 | | 548-552 | 1 553-557 L1 1 1 1
... 6 bisunter 14 Jahre ... 558-562 L 1 1 1 1 563-567 1 | 568-572 | I B73=577 L1 1 1 1
... 14 bis unter 18 Jahre ............ 578-582 1 1 1 1 | 583-587 . | 588-592 | 1593-597 L1 1 1 1

darunter:
2.4.2.1. Ubertragung des Personensorgerechts ganz oder teilweise

i Unterposition von 2.4.2.

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers

. unter6Jahre ... 598-602 L 1 1 1 1 603-607 | | 608-612 1 I B13-617 L1 1
... 6 bisunter 14 Jahre ............... 618-622 L1 1 1 | | 623-627 | | 628-632 | 1 633-637 L1 1 1 1
... 14 bis unter 18 Jahre ............. 638-642 L 111 1| 643-647 | | 648-652 | 1653-657 L1 1 1 1

PFL Seite 3



darunter: 26 -2 P L
2.4.2.1.1 Ubertragung nur des Aufenthaltsbestimmungsrechts BALand Kreis  Gemeinde Lfd. Nummer

i Unterposition von 2.4.2.1

Altersgruppe des Kindes/ ohne Angabe

Jugendlichen ... mannlich weiblich (nach Geburtenregister) divers

. unter6Jahre ... 6586621 111 | 663-667 | 668672 1 1 673-677 L1 1 1 1

... 6 bisunter 14 Jahre ... 678-682 1 1 1 1 1 | 683-687 L | 688-692 | 1693-697 L1 1 1 1

... 14 bis unter 18 Jahre .............. 698-702 L1 1 1 | 703-707 1 | 708-712 1 P TAB=TAT L
F Begriindung der gemeinsamen Sorge nicht

miteinander verheirateter Eltern Anzahl der im Berichtsjahr

neu hinzugekommenen

. . Sorgeerklarungen
durch von beiden Elternteilen abgegebene Sorge-

erklarungen (§1626a Absatz 1 Nummer 1 BGB) .......... TI8-T22 0

durch Entscheidung des Familiengerichts
(§1626a Absatz 1 Nummer 3BGB) ... 723-727 0 o
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Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Teil | 6: Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften,

STATISTISCHE AMTER
== = DES BUNDES UND DER LANDER

Beistandschaften, Sorgeerklarungen, Mallnahmen des

Familiengerichts 2021

Abgrenzung des Erhebungsbereichs

In die Erhebung werden die Zahl der Pflegekinder am Jahres-
ende, fur die eine Pflegeerlaubnis nach §44 SGB VIl erteilt
wurde, die Zahl der Pflegepersonen, fiir die eine Pflegeer-
laubnis nach §43 SGB VIII besteht sowie die Gesamtzahlen
der Kinder und Jugendlichen unter gesetzlicher und bestellter
Amtsvormundschaft, bestellter Amtspflegschaft sowie unter
Beistandschaft einbezogen. Ferner erfasst die Statistik fir das
abgelaufene Jahr die Zahl der Kinder und Jugendlichen, fir die
MaRnahmen des Familiengerichts eingeleitet wurden und die
abgegebenen Sorgeerklarungen sowie die gerichtlich entschie-
denen Verfahren zur Begrindung der gemeinsamen elterlichen
Sorge.

Erlauterungen zum Fragebogen

Das Geschlecht ist so anzugeben, wie es im Geburtenregister
erfasst ist. Die Antwortmdglichkeit ,divers® oder ,ohne Angabe“
ist nur dann auszuwahlen, wenn im Geburtenregister ,divers*
oder ,ohne Angabe“ eingetragen ist. ,Ohne Angabe“ ist also
keine Antwortmdglichkeit, um in dieser Erhebung keine Ant-
wort zum Geschlecht zu geben.

Kl Kinder und Jugendliche, fiir die am Jahresende efne
Pflegeerlaubnis besteht

Es sind alle Kinder und Jugendlichen anzuge
am Jahresende eine Pflegeerlaubnis nac
besteht.

nach §43 SGB
sind Kinder und

ben 8ind weiterhin Kinder und
izeitpflege nach §33 SGB VI

bedarf. Nicht anzuge
Jugendliche, die in
untergebracht sind.

Vollpflege
ist ununterbrochene Pflege bei Tag und Nacht.

Wochenpflege
ist regelmafige, nicht nur gelegentliche Pflege tber Tag
und Nacht wahrend eines Teils der Woche.

Tagespflegepersonen, fiir die eine Pflegeerlaubnis
nach §43 SGB VIl besteht

Hier sind alle Tagespflegepersonen anzugeben, fir die
am Jahresende eine Pflegeerlaubnis nach §43 SGB VIl
besteht. Nach §43 SGB VIII bedurfen alle Personen, die
»Kinder auRBerhalb des Haushaltes des Erziehungsbe-
rechtigten wahrend eines Teils des Tages und mehr als
15 Stunden wdchentlich gegen Entgelt Ianger als drei
Monate betreuen, einer Erlaubnis des Jugendamtes®.

PFL

Bei ,bestellter Amtspflegschaft” erstreckt sich die Erhe-
bung auf Minderjahrige, fir die insbesondere bei Gefahr-
dung des Kindeswohls sowie nach Scheidung oder bei
Getrenntleben der Eltern die Personensorge ganz oder
teilweise oder auch die Vermdgenssorge auf das Jugend-
amt Ubertragen wurde.

In Fallen, in denen am Jahresende sowohl eine gesetz-
liche Amtsvormundschaft als auch eine bestellte Amts-
pflegschaft/-vormundschaft vorliegt, ist ausschlielich die
bestellte Amtspflegschaft/-vormundschaft zu melden.

Bestehende Beistandschaften am Jahresende fiir
Kinder und Jugendliche insgesamt

Hier ist die Zahl der Kinder und Jugendlichen unter
Beistandschaft nach §§ 1712 bis 1717 BGB am Jahres-
ende anzugeben, getrennt nach dem Geschlecht

der Kinder und Jugendlichen.

Anrufungen des Familiengerichts wegen Gefdahrdung
des Kindeswohls

Kinder und Jugendliche kdnnen unter Umstanden bei den
vorgegebenen Antwortkategorien mehrmals gezahlt wer-
den. Unabhangig vom Verwaltungsverfahren sind jeweils
alle im Berichtsjahr erfolgten Anrufungen des Familien-
gerichts wegen einer Gefahrdung des Kindeswohls zu
melden.

Die Anrufung des Familiengerichts kann insbesondere
darauf zurlickzufiihren sein, dass die Personensorgebe-
rechtigten nicht bereit oder in der Lage waren die Gefahr
fur das Kind abzuwenden bzw. bei der Gefahrdungsein-
schatzung mitzuwirken (§ 8a Absatz 2 Satz 1 SGB VIII)
oder einer Inobhutnahme widersprachen (§42 Absatz 3
Satz 2 Nummer 2 SGB VIII).

Seite 1



@ Entscheidungen des Familiengerichts iiber die
Einleitung von MaBnahmen wegen Gefdahrdungen
des Kindeswohls

Kinder und Jugendliche kdnnen u. U. bei den vorgegebe-
nen MaRnahmen mehrmals gezahlt werden. Die Alters-
gruppe des Kindes/Jugendlichen ist zu dem Zeitpunkt
festzustellen, an dem die familiengerichtliche MaRnahme
rechtskraftig geworden ist.

Unabhangig vom Verwaltungsverfahren sind jeweils alle
im Berichtsjahr erfolgten familiengerichtlichen Malnahmen
fur jeden Minderjahrigen/jede Minderjahrige nach § 1666
Absatz 3 BGB zu melden, die in Folge einer Gefahrdung
des Kindeswohls eingeleitet wurden. Die Mallnhahme des
Familiengerichts kann darauf zurickzufiihren sein, dass
die Personensorgeberechtigten nicht bereit oder in der
Lage waren die Gefahr fir das Kind abzuwenden bzw. bei
der Gefahrdungseinschatzung mitzuwirken (§ 8a Absatz 2
Satz 1 SGB VIII) oder einer Inobhutnahme widersprachen
(§42 Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 SGB VIII) oder die An-
rufung auf andere Weise eingeleitet wurde.

1. Durch das Familiengericht kann die Inanspruchnahme
von Hilfen nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch
angeordnet werden (§ 1666 Absatz 3 Nummer 1 BGB).
Dazu zahlen zum Beispiel Beratungen nach §§16
bis 18 SGB VIII, Leistungen nach §§ 19 bis 21 SGB VIl
oder Hilfen zur Erziehung nach §§27 ff. SGB VIII.

2. Nach §1666 Absatz 3 Nummer 2 bis 4 BGB kann das
Familiengericht gegenlber den Personensorgeberech-
tigten oder Dritten Gebote und Verbote aussprechen.

Beispiel 1:
Das Aufenthaltsbestimmungsrecht ging auf das

Jugendamt uber. Dieser Fall ist unter der Position
2.4.2,2.4.21und 2.4.2.1.1 anzugeben.

Beispiel 2:
Den Eltern wurde das Umgangsrecht und das Aufent-
haltsbestimmungsrecht entzogen (entspricht einer teil-

weisen Entziehung des Personensorgerechts). Dieser
Fall ist unter der Position 2.4.2 und 2.4.2.1 anzugeben.

Beispiel 3:
Das Recht der elterlichen Sorge (dazu zahlen Recht
auf Personensorge und Vermdgenssorge) ging voll-

standig auf das Jugendamt Uber. Dieser Fall ist unter
der Position 2.4.1 anzugeben.

Sorgeerkldarungen im Berichtsjahr

Die Erhebung zur Begriindung der gemeinsamen Sorge
nicht miteinander verheirateter Eltern wurde angeordnet
durch Artikel 5 des Gesgtzes zur Reform der elterlichen
Sorge nicht miteinande
2013 (BGBI. 1 S. 795). Da

wurde die bisherige Rege-

eirateter Eltern vom 16. April

?er Sorgeerklarung nach
s zur Umsé&tzung familienrechtlicher

Artikel 2 des Be &
Entscheid @ /Bundesverfassungsgerichts vom 13.

Dezember 2Q03/B

SBS72547) abgel6st. Die Erhebung
regelt in §98 Absatz 2 und §99 Absatz 6a SGB VIII.
atistik zu melden sind die Falle der im Berichtsjahr
itksam begriindeten gemeinsamen Sorge nicht mit-

Dazu zahlen ...
.. das Gebot fir die Einhaltung der Schulpflicht zu

et verheirateter Eltern, differenziert danach, ob die

sorgen.
g begrindet wurde oder ob den Eltern die elterliche Sorge

.. Verbote, Orte an denen sich das Kind regelmaRig
aufhalt aufzusuchen (z.B. die Familienwohnung
oder bestimmte andere Orte) oder sich in einem
bestimmten Umkreis der Wohnung aufzuh

.. Verbote, Kontakt mit dem Kind aufzune
Zusammentreffen herbeizufihren.

no

4. Die elterliche Sorge
durch das Fapili

das JugendartegdereNg
Pfleger Uibertraye L\.f- e
vollstandigen EntzugMes Sorgerechts, unabhangig

davon, auf wen das Recht tibertragen wurde, sind unter
dem Punkt 4.1 anzugeben.

Wurde das Sorgerecht teilweise entzogen, ist die Anzahl
der MaBnahmen unter dem Punkt 2.4.2 zu melden. Au-
erdem sind die familiengerichtlichen MalRnahmen anzu-
geben, bei denen das Personensorgerecht ganz oder teil-
weise Ubertragen wurde (2.4.2.1) und darunter zusatzlich
die MaRnahmen, bei denen nur das Aufenthaltsbestim-
mungsrecht Ubertragen wurde (2.4.2.1.1).Gegebenenfalls
sind Ma3nahmen mehrfach zu zahlen.

Seite 2

auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung ganz oder
zum Teil gemeinsam Ubertragen wurde (§ 1626a Absatz
Nummer 3 BGB).

Auskunftgebende Stelle ist das Sorgeregister fihrende
Jugendamt.
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Statistik der Kinder- und Jugendhilfe

Teil 1 6: Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften,
Beistandschaften, Sorgeerklarungen, MalRnahmen des
Familiengerichts 2021

Unterrichtung nach § 17 Bundesstatistikgesetz (BStatG)' und nach
der Datenschutz-Grundverordnung (EU) 2016/679 (DS-GVO)?

Zweck, Art und Umfang der Erhebung

Es handelt sich um eine jéhrliche Totalerhebung, die einen Uberblick (iber
die Anzahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften,
Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgeerklarungen und Maflnahmen
des Familiengerichts vermitteln soll. Die Ergebnisse werden fiir regionale und
zeitliche Vergleiche sowohl hinsichtlich der Zahl der betroffenen Kinder und
Jugendlichen als auch hinsichtlich der Entwicklung der erfassten Tatbestande
bendtigt. Ferner dienen die Angaben zur Beantwortung von aktuellen jugend-
politischen Fragestellungen sowie zur Verfolgung der gesellschaftlichen Ent-
wicklung im Bereich der elterlichen Sorge; sie sind auRerdem von Bedeutung
fur die Fortentwicklung des Jugendhilferechts. <>

Rechtsgrundlagen, Auskunftspflicht
Rechtsgrundlage ist das Achte Buch Sozialgesetzbuch — Kinder- und Jug
hilfe (SGB VIII) in Verbindung mit dem BStatG.

Erhoben werden die Angaben zu §99 Absatz 4, 5, 6a und 6b SGB VIII.

Die Auskunftspflicht ergibt sich aus § 102 Absatz 1 Satz 1 de
Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in Verbindung mit § 15 BSta
Absatz 2 Nummer 1 SGB VIII sind die ortlichen Trager derJuge
kunftspflichtig.

Nach §11a Absatz 1 BStatG sind Stellen, die Ay
Verwaltung wahrnehmen und bereits standardisje

rechtzeitig Auskunft, kénn ie zur Ert der Auskunft mit einem Zwangs-
geld nach den Verwaltung eckungsgesetzen der Lander angehalten
werden.

Nach §23 BStatG ha r hinaus ordnungswidrig, wer

— vorsatzlich oder fahrla entgegen § 15 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 und 5
Satz 1 BStatG eine Auskihft nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig oder
nicht wahrheitsgeman erteilt oder

— entgegen § 15 Absatz 3 BStatG eine Antwort nicht in der vorgeschriebenen
Form erteilt.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu fiinftausend Euro
geahndet werden.

Nach § 15 Absatz 7 BStatG haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen
die Aufforderung zur Auskunftserteilung keine aufschiebende Wirkung.

Soweit die Erteilung der Auskunft freiwillig ist, kann die Einwilligung in die Ver-
arbeitung der freiwillig bereitgestellten Angaben jederzeit widerrufen werden.
Der Widerruf wirkt erst fur die Zukunft. Verarbeitungen, die vor dem Widerruf
erfolgt sind, sind davon nicht betroffen.

1 Den Wortlaut der nationalen Rechtsvorschriften in der jeweils geltenden Fassung finden Sie
unter https://www.gesetze-im-internet.de/.

2 Die Rechtsakte der EU in der jeweils geltenden Fassung und in deutscher Sprache finden Sie auf der
Internetseite des Amtes fiir Verdffentlichungen der Européaischen Union unter htips://eur-lex.europa.eu/.
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Verantwortlicher 30
Verantwortlich firr die Verarbeitung Ihrer Daten ist das fiir lhr Bundesland
zustandige Statistische Amt. Die Kontaktdaten finden Sie unter https://www.
statistikportal.de/de/statistische-aemter.

Geheimhaltung
Die Geheimhaltung der erhobenen Einzelangaben richtet sich nach § 16
BStatG.

Hilfsmerkmale, Ordnungsnummer, Léschung

Name und Anschrift der auskunftgebenden Stelle, Name und Kontaktdaten
oder E-Mail-Adresse der fiir Riickfragen zur Verfligung stehenden Person
sowie die Kennnummer der Einrichtung sind Hilfsmerkmale, die lediglich der
technischen Durchfiihrung der Erhebung dienen. Sie werden nach Abschluss
der Uberpriifung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale auf ihre Schliissigkeit
und Vollstandigkeit geldscht. Angaben zu den Erhebungsmerkmalen werden
solange verarbeitet und gespeichert, wie dies fir die Erfillung der gesetz-
lichen Verpflichtungen erforderlich ist.

dung der in die Erhebung einbezogenen Einrichtungen sowie der rationellen

Aufbereitung der Erhebung. Sie besteht aus einem Regionalschlissel fiir das

jeweilige Bundesland, den jeweiligen Kreis und die jeweilige Gemeinde sowie O
einer frei vergebenen laufenden Nummer.

Die vom statistischen Amt vergebene Ordnungsnummer dient der Unterschei- x

Rechte der Betroffenen, Kontaktdaten der/des Datenschutzbeauftraggen,
Recht auf Beschwerde

Die Auskunftgebenden, deren personenbezogene Angaben verarbeit

werden, kénnen

— eine Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO,

— die Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO,

— die Léschung nach Artikel 17 DS-GVO sowie
— die Einschrankung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO
der jeweils sie betreffenden personenbezogenen Angaben beantra
der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Anga ch Artikel 21
widersprechen.

Die Betroffenenrechte kdnnen gegeniber dem z ndigen Merantwortlichen
geltend gemacht werden.

die behordliche Datenschutzbeauftragte
oder den behdrdlichemDaten tzbeauftragten der verantwortlichen Statis-
tischen Amter oder an d eils zustandige Datenschutzaufsichtsbehérde
gerichtet werden (Artikel 77MDS-GVO). Deren Kontaktdaten finden Sie unter
https://www.statistikportal.de/de/datenschutz.

Seite 2
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Kurzfassung

1 Allgemeine Angaben zur Statistik Seite 4

e Grundgesamtheit: Anzahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vor-
mundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht und Sorgeerklarungen sowie Mafnahmen des Famili-
engerichts

e Ridumliche Abdeckung: Deutschland, Bundeslander.

e Berichtszeitraum/-zeitpunkt: 1. Januar bis 31. Dezember

e Periodizitdt: jahrlich

® Rechtsgrundlagen: Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII)

® Geheimhaltung: § 16 BStatG

e Qualitdtsmanagement: Es existieren zahlreiche Malnahmen zur Qualitdtssicherung.

2 Inhalte und Nutzerbedarf Seite 5

¢ Inhalte der Statistik: Erfasst werden die Anzahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis,
Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht und Sorgeerklarungen sowie Maf3-
nahmen des Familiengerichts.

e Nutzerbedarf: Mit der Befragung sollen umfassende und zuverldssige statistische Daten zu der An-
zahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistand-
schaften und Sorgerecht sowie MaBnahmen des Familiengerichts bereitgestellt werden. Die Ergeb-
nisse werden fiir regionale und zeitliche Vergleiche sowohl hinsichtlich der Zahl der betroffenen Kin-
der und Jugendlichen als auch hinsichtlich der Entwicklung der erfassten Tatbestande benotigt. Fer-
ner dienen die Angaben zur Beantwortung von aktuellen jugendpolitischen Fragestellungen sowie
zur Verfolgung der gesellschaftlichen Entwicklung im Bereich der elterlichen Sorge; sie sind aufier-
dem von Bedeutung fiir die Fortentwicklung des Jugendhilferechts.

e Nutzerkonsultation: Die Interessen der Nutzer finden auf verschiedenen Wegen Beriicksichtigung.

3 Methodik Seite 6

e Konzept der Datengewinnung: Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften,
Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen wird als Sekundarstatistik mittels einer Vollerhe-
bung durchgefiihrt.

e Vorbereitung und Durchfiihrung der Datengewinnung: Vom Statistischen Bundesamt werden die Er-
hebungsunterlagen und Aufbereitungsprogramme vorbereitet sowie das Bundesergebnis erstellt.
Die Durchfiihrung der statistischen Erhebung, die Aufbereitung der Daten und die Veroffentlichung
der ldnderbezogenen Ergebnisse erfolgt bei den Statistischen Amtern der Lander.

¢ Beantwortungsaufwand: Zum Zwecke der Erhebung der Statistik findet keine Belastung von Aus-
kunftsgebenden statt.

4 Genauigkeit und Zuverldssigkeit Seite 6

e Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit: Die Ergebnisse der Statistik sind grundsatzlich von
hoher Aussagekraft und Qualitat.

e Stichprobenbedingte Fehler: Aufgrund der Konzeption als Vollerhebung sind stichprobenbedingte
Fehler ausgeschlossen.

e Nicht-stichprobenbedingte Fehler: Verzerrungen durch nicht-stichprobenbedingte Fehler sind in der
Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sor-
geerkldarungen weitgehend ausgeschlossen.

e Revisionen: Bei der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaf-
ten, Sorgerecht, Sorgeerkldarungen werden keine vorlaufigen Ergebnisse veroffentlicht. Daher gelten
veroffentlichte Daten in der Regel als endgiiltig.

5 Aktualitdt und Piinktlichkeit Seite 7

e Aktualitdt: Die Bundesergebnisse werden in der Regel 7 Monate nach Ablauf des Erhebungszeitrau-
mes vom Statistischen Bundesamt veréffentlicht.
e Piinktlichkeit: Die geplanten Veroffentlichungstermine werden in der Regel eingehalten.

6 Vergleichbarkeit Seite 7

e Ridumliche Vergleichbarkeit: Die Erhebungsmethoden und —abldufe sind in allen Bundeslédndern und
fiir das gesamte Bundesgebiet einheitlich. Die Ergebnisse sind daher raumlich vergleichbar.

o Zeitliche Vergleichbarkeit: Durch die Anderungen im SGB VIII sind die Angaben zu den Kindern in
erlaubnispflichtiger Tagespflege sowie die Zahl der Vaterschaftsfeststellungen nur bis zum Jahr
2004 vorhanden und somit auch vergleichbar. Ab dem Jahr 2004 stehen Angaben zu dem gemein-
samen Sorgerecht und ab dem Jahr 2005 die Angaben zu der Anzahl der Tagespflegepersonen mit
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Erlaubnis nach § 43 SGB VIl zur Verfligung sowie ab dem Jahr 2012 auch Angaben zu den Mafnah-

men des Familiengerichts.

7 Kohdrenz

e Statistikiibergreifende Kohdrenz: Die Erhebungsinhalte aller Teile der Kinder- und Jugendhilfestatis-
tiken sind grundsatzlich so aufeinander abgestimmt, dass zusammenhdngende Aussagen iiber ein-

zelne Themenfelder sowie die dazugehérenden Ausgaben moglich sind.
e Statistikinterne Kohdrenz: Die Statistik weist keine Inkonsistenzen auf.

8 Verbreitung und Kommunikation
e Verbreitungswege: Die Ergebnisse der Statistik werden als Pressemitteilung und in verschiedenen
Verdffentlichungen publiziert.
® Richtlinien der Verbreitung: Die Richtlinien der Verbreitung sind fiir alle Nutzergruppen einheitlich.

9 Sonstige fachstatistische Hinweise
.
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1 Allgemeine Angaben zur Statistik

1.1 Grundgesamtheit
Grundgesamtheit der Statistik sind die Anzahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormund-
schaften, Beistandschaften, Sorgerecht und Sorgeerklarungen sowie Manahmen des Familiengerichts.

Die Meldungen lber die Leistungen erfolgen durch die 6rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe.

1.2 Statistische Einheiten (Darstellungs- und Erhebungseinheiten)

Die Erhebung erstreckt sich auf die Zahl der Pflegekinder am Jahresende, fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII
erteilt wurde, die Zahl der Pflegepersonen fiir die eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIl besteht sowie die Gesamtzahlen
der Kinder und Jugendlichen unter gesetzlicher und bestellter Amtsvormundschaft, bestellter Amtspflegschaft sowie unter
Beistandschaft. Ferner erfasst die Statistik flir das abgelaufene Jahr die Zahl der Kinder und Jugendlichen, fiir die MaB-
nahmen des Familiengerichts eingeleitet wurden und die abgegebenen bzw. gerichtlich ersetzten Sorgeerklarungen nicht
miteinander verheirateter Eltern.

1.3 Rdumliche Abdeckung
Deutschland und Bundeslander.

Tiefere Gliederung durch die Statistischen Amter der Lander (Regierungsbezirke, Stadt- und Landkreise).

1.4 Berichtszeitraum/-zeitpunkt
Berichtszeitraum ist das abgelaufene Kalenderjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember des Berichtsjahres.

a) Die Erhebung liber die Amtspflegschaft, Amtsvormundschaft und die Beistandschaft sowie die Pflegeerlaubnis erfolgt
zum 31. Dezember.

b) Die Erhebung tiber die Manahmen des Familiengerichts und Sorgeerklarungen erfolgt fiir das abgelaufene Kalender-
jahr.

1.5 Periodizitat

Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen wird
jahrlich durchgefiihrt.

1.6 Rechtsgrundlagen und andere Vereinbarungen

Rechtsgrundlage der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorge-
erkldrungen sind die §§ 98 bis 103 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) — Kinder- und Jugendhilfe — (Artikel 1
des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBL. | S. 1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBL. |
S. 2022), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. April 2013 (BGBL. S. 795) in Verbindung mit dem Bundes-
statistikgesetz (BStatG) vom 22. Januar 1987 (BGBL. | S. 462, 565), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 7.
September 2007 (BGBL. | S. 2246).

Erhoben werden die Angaben zu § 99 Abs. 4, 5, 6a und 6b SGB VIII.

1.7 Geheimhaltung
1.7.1 Geheimhaltungsvorschriften
Die erhobenen Einzelangaben werden nach § 16 BStatG geheim gehalten.

1.7.2 Geheimhaltungsverfahren
Entfallt.

Das Statistische Bundesamt verdffentlicht ausschlieBlich Angaben auf Ebene der Bundeslander.

1.8 Qualitditsmanagement

1.8.1 Qualitdtssicherung

Zur Qualitdtssicherung werden im Prozess der Statistikerstellung vielfdltige Manahmen durchgefiihrt, die zur Sicherung
der Qualitat der Daten beitragen. Auf der Seite der Datenaufbereitung und —auswertung sichern regelméafiige und umfang-
reiche Plausibilitatskontrollen Aussagekraft und Qualitat der Ergebnisse.

1.8.2 Qualitatsbewertung

Aufgrund der bestehenden Auskunftspflicht und den durchgefiihrten Mafinahmen der Qualitatssicherung (siehe Punkt
1.8.1) ist die Qualitadt der Statistik als hoch anzusehen.

Seite 4



2 Inhalte und Nutzerbedarf
2.1 Inhalte der Statistik

2.1.1 Inhaltliche Schwerpunkte der Statistik

Erfasst werden die Anzahl der Leistungen in den Bereichen Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistand-
schaften, Sorgerecht und Sorgeerkldarungen sowie MaBnahmen des Familiengerichts.

2.1.2 Klassifikationssysteme
Es werden keine Klassifikationssysteme angewandt.

2.1.3 Statistische Konzepte und Definitionen

Amtsvormundschaft ist eine vom Jugendamt ausgeiibte Vormundschaft. Bei der Vormundschaft wird die elterliche Sorge
(Vormundschaft tiber Minderjdhrige) von einem Dritten, dem Vormund, ausgetibt. Voraussetzung ist, dass das Kind oder
der Jugendliche nicht unter elterlicher Sorge steht. Kinder und Jugendliche bediirfen insbesondere dann eines Vormunds,
wenn ihre Eltern als die eigentlichen gesetzlichen Vertreter entweder gestorben sind oder die elterliche Sorge nicht mehr
ausiiben diirfen (Sorgerechtsentzug) oder wollen (Adoptionsfreigabe). Einen Vormund erhalten auch Kinder minderjahriger
Miitter, die nicht mit dem Vater des Kindes verheiratet sind.

Man unterscheidet die bestellte Amtsvormundschaft und die gesetzliche Amtsvormundschaft. Bestellte Amtsvormund-
schaft tritt insbesondere durch den Entzug der elterlichen Sorge ein, gesetzliche Amtsvormundschaft, wenn ein Kind von
einer minderjahrigen Mutter geboren wird, die nicht mit dem Vater des Kindes verheiratet ist, oder wenn Eltern ihr Kind zur
Adoption freigeben. Die Amtsvormundschaft erstreckt sich grundsatzlich auf die gesamte elterliche Sorge (Personensorge
und Vermogenssorge).

Amtspflegschaft ist eine vom Jugendamt ausgeiibte Pflegschaft. Pflegschaften dienen der Fiirsorge in personlichen und
wirtschaftlichen Belangen einer Person; im Gegensatz zur Vormundschaft umfasst die Pflegschaft nur die Wahrnehmung
bestimmter Angelegenheiten der elterlichen Sorge.

Daher schliet die Amtsvormundschaft die Aufgaben der Amtspflegschaft ein. Dennoch kénnen unter bestimmten Um-
standen Amtspflegschaft und Amtsvormundschaft nebeneinander bestehen.

Bestellte Amtspflegschaften bediirfen der ausdriicklichen Anordnung durch das Familiengericht.

Gesetzliche Amtspflegschaften sind nach der Reform des Beistandschaftsgesetzes zum 1. Juli 1998 entfallen und wurden
in Beistandschaften umgewandelt.

Beistandschaft ist die Unterstiitzung eines allein erziehenden, sorgeberechtigten Elternteils auf dessen Antrag durch das
Jugendamt. Der Beistand nimmt nicht Angelegenheiten der elterlichen Sorge wahr, sondern unterstiitzt den Sorgeberech-
tigten bei der Ausiibung der elterlichen Sorge. Beistandschaften kénnen zur Feststellung der Vaterschaft und / oder zur
Geltendmachung von Unterhaltsanspriichen beantragt werden. Beistandschaften sind daher von Erziehungsbeistand-
schaften (§ 30 SGB VIII) nach Voraussetzungen und Aufgabenstellung zu unterscheiden.

Pflegeerlaubnis nach § 44 SGB VIII:

- Pflegekinder sind Personen unter 18 Jahren, die sich dauernd oder nur fiir einen Teil der Woche, jedoch regelmaBig au-
Berhalb des Elternhauses in Familienpflege befinden und fiir die eine Pflegeerlaubnis gemaf § 44 SGB VIl erteilt worden
ist.

Man unterscheidet:

- Vollpflege ist die ununterbrochene Pflege bei Tag und Nacht,

- Wochenpflege ist die regelmaBige, nicht nur gelegentliche Pflege iiber Tag und Nacht wahrend eines Teils der Woche.
Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII:

- Nach § 43 SGB VIl bediirfen alle Personen, die Kinder auBerhalb ihrer Wohnung in anderen Rdumen wahrend des Tages
mehr als fiinfzehn Stunden wochentlich gegen Entgelt langer als drei Monate betreuen, einer Erlaubnis des Jugendamtes.

Sorgeerkldrungen:

Die Begriindung der gemeinsamen Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern wird danach differenziert, ob die gemein-
same Sorge durch von beiden Elternteilen abgegebene Sorgeerklarungen (§ 1626 a Abs. 1 Nr. 1 BGB) begriindet wurde
oder ob das Familiengericht eine Sorgeerkldrung ersetzt hat (Art. 224 § 2 Abs. 3 EGBGB).

Mafinahmen des Familiengerichts:

Wird das koperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermogen gefdhrdet und sind die Eltern nicht
gewillt oder nicht in der Lage, die Gefahr abzuwenden, so hat das Familiengericht die Manahmen zu treffen, die zur Ab-
wendung der Gefahr erforderlich sind.
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Sorgerechtsentzug:

Die elterliche Sorge kann vollstandig oder teilweise durch das Familiengericht entzogen werden und auf das Jugendamt
oder einen Dritten als Vormund oder Pfleger tibertragen werden (§ 1666 Abs. 3 Nr. 6 BGB).

2.2 Nutzerbedarf

Mit der Befragung sollen umfassende und zuverldssige statistische Daten zu der Anzahl der Leistungen in den Bereichen
Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften und Sorgerecht sowie MaBnahmen des Familienge-
richts bereitgestellt werden. Die Ergebnisse werden fiir regionale und zeitliche Vergleiche sowohl hinsichtlich der Zahl der
betroffenen Kinder und Jugendlichen als auch hinsichtlich der Entwicklung der erfassten Tatbestdande bendétigt. Ferner
dienen die Angaben zur Beantwortung von aktuellen jugendpolitischen Fragestellungen sowie zur Verfolgung der gesell-
schaftlichen Entwicklung im Bereich der elterlichen Sorge; sie sind auBerdem von Bedeutung fiir die Fortentwicklung des
Jugendhilferechts.

Zu den Hauptnutzern der Statistik zéhlen Ministerien des Bundes und der Ldnder, Kommunen (z. B. Jugendhilfeaus-
schiisse), Universitdten, Medien und Studenten.

2.3 Nutzerkonsultation

Das Erhebungskonzept wurde zur Einfiihrung des neuen Kinder- und Jugendhilfegesetzes (SGB VIII) im Jahr 1990 bzw.
1991 von der Arbeitsgruppe Jugendhilfestatistik der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesjugendbehdrden (AGOL)B)
erstellt. In der Arbeitsgruppe Jugendhilfestatistik waren seinerzeit Fachministerien einzelner Bundesldnder, das Bundes-
ministerium fiir Jugend, Familie und Gesundheit, die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendamter, die Kommu-
nalen Spitzenverbénde, die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege und die Statistischen Amter des
Bundes und der Lander vertreten.

Entsprechend den Anforderungen aus Politik, Wissenschaft und Praxis wird u. a. in Zusammenarbeit mit der Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendhilfestatistik (AKJ>®) an der Universitat Dortmund die Kinder- und Jugendhilfestatistik kontinuierlich
fachlich weiterentwickelt und analysiert.

3 Methodik

3.1 Konzept der Datengewinnung

Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen wird
als Sekundarstatistik mittels einer Vollerhebung durchgefiihrt.

3.2 Vorbereitung und Durchfiihrung der Datengewinnung

Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen ist
eine dezentrale Statistik. Vom Statistischen Bundesamt werden die Erhebungsunterlagen und Aufbereitungsprogramme
vorbereitet sowie das Bundesergebnis erstellt. Die Durchfiihrung der statistischen Erhebung, die Aufbereitung der Daten
und die Veréffentlichung der ldnderbezogenen Ergebnisse erfolgt bei den Statistischen Amtern der Lander.

3.3 Datenaufbereitung (einschl. Hochrechnung)

Die Datenaufbereitung erfolgt iber spezielle Aufbereitungsprogramme in den Landern.

3.4 Preis- und Saisonbereinigung; andere Analyseverfahren
Bereinigungsverfahren sind nicht erforderlich

3.5 Beantwortungsaufwand

Die Statistik wird als Sekundarstatistik erhoben, bei der vorliegende Verwaltungsdaten statistisch aufbereitet werden.
Somit findet zum Zwecke der Erhebung der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaf-
ten, Sorgerecht, Sorgeerklarungen keine zusatzliche Belastung von Auskunftgebenden statt.

4 Genauigkeit und Zuverldssigkeit

4.1 Qualitative Gesamtbewertung der Genauigkeit

Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen wird
jahrlich als Vollerhebung bei &rtlichen Tragern der dffentlichen Jugendhilfe durchgefiihrt.

4.2 Stichprobenbedingte Fehler

Da es sich bei der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeer-
kldrungen um eine Vollerhebung handelt, konnen stichprobenbedingte Fehler nicht auftreten.

4.3 Nicht-Stichprobenbedingte Fehler
Systematische Fehler durch Mdngel in der Erfassungs-/Auswahlgrundlage:

Die Ermittlung der ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe (= Auskunftspflichtige) gestaltet sich fiir die Statistischen
Amter der Lander unproblematisch, da die 6ffentliche Verwaltung nach klaren Strukturen und Zustindigkeiten geregelt ist.
Fehler durch Mangel in der Erfassungs- und Auswahlgrundlage sind weitgehend ausgeschlossen.
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Verzerrungen durch Antwortausfille auf Ebene der Einheiten und Merkmale:

Durch die Auskunftspflicht der &rtlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe werden Ausfalle ganzer Einheiten weitgehend
ausgeschlossen.

Verzerrungen durch Mess- und Aufbereitungsfehler:

Mess- und Aufbereitungsfehler werden durch umfassende Plausibilitdtspriifungen und enge Abstimmung der zustandigen
Amter und Behorden weitgehend ausgeschlossen.

4.4 Revisionen
4.4.1 Revisionsgrundsatze

Bei der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerkldrungen
werden keine vorldufigen Ergebnisse veroffentlicht. Daher gelten veroffentlichte Daten in der Regel als endgiiltig.

4.4.2 Revisionsverfahren
Nicht relevant (siehe 4.4.1).

4.4.3 Revisionsanalysen
Nicht relevant (siehe 4.4.1).

5 Aktualitdt und Puinktlichkeit

5.1 Aktualitat

Die Erhebung der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeer-
kldarungen findet nach Ende des Berichtsjahres durch die zustandigen Stellen statt. Spatestens zum 1. Februar des dem
Berichtsjahr folgenden Jahres sind die Daten an die jeweiligen Statistischen Amter der Linder weiterzuleiten. Die Bundes-
ergebnisse werden in der Regel 7 Monate nach Ablauf des Erhebungszeitraumes mit einer Pressemitteilung vom Statis-
tischen Bundesamt verdffentlicht. Zeitgleich erfolgt die Veroffentlichung der Daten detailliert im Internet.

5.2 Piinktlichkeit

Auf Landerebene erfolgt die Datenveroffentlichung tiblicherweise friiher. Die geplanten Veroffentlichungstermine werden
in der Regel eingehalten.

6 Vergleichbarkeit

6.1 Raumliche Vergleichbarkeit

Die Erhebungsmethoden und —abldufe sind in allen Bundeslandern und fiir das gesamte Bundesgebiet einheitlich. Die
Ergebnisse sind daher rdumlich vergleichbar. Nach der Bezirksreform in Berlin im Jahr 2001 kénnen die Angaben nicht
mehr nach dem Ost- und Westteil der Stadt aufgegliedert werden. Der Nachweis der Ergebnisse fiir das frithere Bundesge-
biet und die neuen Lander erfolgt daher ohne die Daten von Berlin.

6.2 Zeitliche Vergleichbarkeit

Durch die Anderungen im SGB VI sind die Angaben zu den Kindern in erlaubnispflichtiger Tagespflege sowie die Zahl der
Vaterschaftsfeststellungen nur bis zum Jahr 2004 vorhanden und somit auch vergleichbar. Ab dem Jahr 2004 stehen An-
gaben zu dem gemeinsamen Sorgerecht und ab dem Jahr 2005 die Angaben zu der Anzahl der Tagespflegepersonen mit
Erlaubnis nach § 43 SGB VIl zur Verfiigung sowie ab dem Jahr 2012 auch Angaben zu den Mafnahmen des Familienge-
richts.

7 Kohdrenz

7.1 Statistikiibergreifende Kohdrenz
Die Erhebungsinhalte aller Teile der Kinder- und Jugendhilfestatistiken sind grundsatzlich so aufeinander abgestimmt,
dass zusammenhadngende Aussagen (iber einzelne Themenfelder sowie die dazugehérenden Ausgaben moglich sind.

Seit der Neukonzeption der Statistik der Ausgaben und Einnahmen der Trager der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe im
Jahr 2009 ist jedoch nicht mehr ersichtlich, wie viel die dffentliche Hand z. B. fiir Amtspflegschaften, Amtsvormundschaf-
ten und Beistandschaften aufwendet, da diese Ausgaben jetzt unter der Position ,,Sonstige Aufgaben des ortlichen und
Uberortlichen Tragers“ zusammengefasst sind.

7.2 Statistikinterne Koharenz

Die Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen weist
keine Inkonsistenzen auf und ist somit intern koharent.

7.3 Input fiir andere Statistiken
Entfallt.
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8 Verbreitung und Kommunikation
8.1 Verbreitungswege

Jahrlich im Juli wird tblicherweise eine Pressemitteilung tiber die Ergebnisse der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaf-
ten, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklarungen unter http://www.destatis.de versffentlicht.

Die Jahresergebnisse der Erhebung werden in elektronischer Form angeboten. Die Publikationen kénnen kostenlos herun-
tergeladen werden unter:

http://destatis.de/publikationen

8.2 Methodenpapiere/Dokumentation der Methodik
..

8.3 Richtlinien der Verbreitung

Die Veroffentlichungstermine der Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorge-
recht, Sorgeerklarungen werden in der 6ffentlich zugéanglichen Terminvorschau fiir Presseveréffentlichungen festgehalten.
Diese Terminvorschau wird jeweils am Freitag 10:00 Uhr MEZ fiir die Folgewoche bekanntgegeben.

Die Terminvorschau kann eingesehen werden unter:

http://www.destatis.de >Presse&Service » Presse

9 Sonstige fachstatistische Hinweise
.

Seite 8



	Titel
	Impressum
	Inhalt
	Vorbemerkungen
	T1
	T2
	T3
	T4
	T5
	T6
	T7
	T8
	T9
	A1
	A2
	Anhang
	pflegeerlaubnis.pdf
	Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe 
	Statistik der Pflegeerlaubnis, Pflegschaften, Vormundschaften, Beistandschaften, Sorgerecht, Sorgeerklärungen
	Kurzfassung
	1 Allgemeine Angaben zur Statistik
	2 Inhalte und Nutzerbedarf
	3 Methodik
	4 Genauigkeit und Zuverlässigkeit
	5 Aktualität und Pünktlichkeit
	6 Vergleichbarkeit
	7 Kohärenz
	8 Verbreitung und Kommunikation





